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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.s Anfrage Nr. 169 der Abgeordneten Goetzendorff und Genossen 
- Nr. 2023 der Drucksachen - 

Vorbereitung von Brückensprengungen durch die amerikanische 
Besatzungsmacht 


Die Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zul.) Die vorbereitenden Maßnahmen der 
US-Armee zur Sprengung der Brücken 
sind der Bundesregierung bekannt. 
Die Bundesregierung ist schon seit 
mehr als Jahresfrist bei den Besatzungs- 
tnächten in dieser Angelegenheit vor- 
stellig geworden. Dabei hat sie auf 
den ungeheueren volkswirtschaftlichen 
Schaden hingewiesen, der von der 
deutschen Wehrmacht 1945 durch die 
umfangreichen Sprengungen hervor- 
gerufen wurde, ohne daß dieselben 
sich auf den Ablauf der militärischen 
Ereignisse nennenswert ausgewirkt 
hätten. Die Hohen Kommissare haben 
jedoch erklärt, daß auf die Anbringung 
von Sprengkammern aus militärischen 
Gründen nicht verzichtet werden könne. 
Nach dieser grundsätzlichen Ablehnung, 
sind die zuständigen Dienststellen der 
Besatzungsmächte verschiedentlich ge- 
beten worden, ihre Forderungen soweit 
wie möglich einzuschränken und neben 
den militärischen Zwecken in jedem 
Falle auch den möglicherweise ein- 
tretenden volkswirtschaftlichen Schaden 
zu berücksichtigen. Eine entsprechende 
Behandlung wurde zugesagt. In meh- 
reren Fällen sind die bereits festgelegten 
Vorbereitungen auf deutsche Vorstel- 
lungen hin, wesentlich eingeschränkt 
worden. 


Zu 2.) Das Bundesverkehrsministerium hat 
nicht allgemein, aber für einige von 
der US-Besatzungsmacht einzeln aufge- 
führten Brücken, die Aushändigung der 
Brückenpläne an die US-Armee ver- 
anlaßt. Es ist dabei von der Erwägung 
ausgegangen, daß die Verweigerung der 
Herausgabe dieser Pläne zwecklos ge- 
wesen wäre, da sich Sprengkammern 
auch dann ohne Schwierigkeiten an- 
bringen lassen, wenn die betreffenden 
Pläne nicht vorliegen. Abgesehen da- 
von, hätte die Herausgabe der Pläne 
von der Besatzungsmacht aufgrund des 
Artikels 2 Ziffer e des revidierten Be- 
satzungsstatuts und des Artikels 2 Ziffer 
13 des Gesetzes Nr. 14 der Alliierten Ho- 
hen Kommission (Amtsblatt 1949, S.59) 
erzwungen werden können. Anderer- 
seits haben die Stellen der US- Be- 
satzungsmächte zugesagt, daß die Pläne 
mit den von ihnen vorgenommenen 
Eintragungen vor Durchführung oder 
Vergabe der Arbeiten den örtlichen 
deutschen Dienststellen zurEinsichtvor- 
gelegt werden, damit diese Einwände 
erheben oder Abänderungsvorschläge 
machen können. 


Dr. Adenauer 



